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76.  Berichtigung der Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
des Landkreises Helmstedt 

 
zur Ausweitung kontaktreduzierender Maßnahmen für Krankenhäuser, Vorsorge- und 
Rehabilitationseinrichtungen, Heime für ältere Menschen, pflegebedürftige Men-
schen oder Menschen mit Behinderungen nach § 2 Abs. 2 Niedersächsisches Gesetz 
über unterstützende Wohnformen (NuWG); 
Einstellung des Betriebs von Einrichtungen der Tagespflege i. S. v. § 2 Abs. 7 NuWG 
 
Gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und Satz 3 NGöGD vom 24. März 2006 zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 auf Grundlage des § 28 Absatz 1 Infektionsschutz-
gesetz wird Allgemeinverfügung erlassen: 
 
1. Alle Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen haben fol-

gende Maßnahmen zu ergreifen, um den Eintrag von Coronaviren (SARS-CoV-2) 
zu erschweren und Patientinnen, Patienten und Personal vor einer Erkrankung 
an COVID-19 zu schützen, insbesondere Besuchs- und Betretungsverbote aus-
zusprechen. 

 
Ausgenommen von den Besuchsverboten sind Besuche von werdenden Vätern, von Vätern 
von Neugeborenen, von Eltern und Sorgeberechtigten von Kindern auf Kinderstationen und 
Besuche enger Angehöriger von Palliativpatienten. Wenn medizinisch oder ethisch-sozial 
vertretbar, sind die Besuche bei erwachsenen Patienten zeitlich zu beschränken. Ausnah-
men können zudem im Einzelfall für Seelsorger oder Urkundspersonen unter Auferlegung 
der erforderlichen Verhaltensmaßregeln zugelassen werden. 
 
Kantinen, Cafeterien oder andere der Öffentlichkeit zugängliche Einrichtungen für Patienten 
und Besucher sind zu schließen. 
 
Sämtliche öffentliche Veranstaltungen wie Vorträge, Lesungen, Informationsveranstaltun-
gen etc. sind zu unterlassen. 
 
2. Es sind die erforderlichen Maßnahmen zur Durchsetzung von generellen Be-

suchs- bzw. Betretungsverboten für Heime für ältere Menschen, pflegebedürf-
tige Menschen oder Menschen mit Behinderungen nach § 2 Abs. 2 NuWG zu 
treffen. 

 
Ausgenommen von diesen Besuchsverboten sind nahestehende Personen von palliativme-
dizinisch versorgten Bewohnerinnen und Bewohner. Ausnahmen können zudem im Einzel-
fall für Seelsorger oder Urkundspersonen unter Auferlegung der erforderlichen Verhaltens-
maßregeln zugelassen werden. 
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Die behandelnden Ärzte und die zur Pflege bestimmten Personen haben freien Zutritt. 
 
Die Weisungen aus der Allgemeinverfügung des Landkreises Helmstedt vom 11.03.2020 
bezüglich des Umgangs mit Reiserückkehrern aus Risikogebieten gelten weiterhin. 
 
3. Der Betrieb für alle Einrichtungen der Tagespflege nach § 2 Absatz 7 des Nieder-

sächsischen Gesetzes über unterstützende Wohnformen wird untersagt. 
 
Ausgenommen ist die Notbetreuung in kleinen Gruppen. Die Notbetreuung ist auf das not-
wendige Maß zu begrenzen. Die Notbetreuung dient dazu, ältere Menschen, pflegebedürf-
tige Menschen oder Menschen mit Behinderungen auszunehmen, deren Familienangehö-
rige, die im Übrigen die Pflege wahrnehmen, in sog. Kritischen Infrastrukturen tätig sind. 
Hierzu gehören insbesondere folgende Berufsgruppen: 

- Beschäftigte im Gesundheitsbereich, medizinischen Bereich und pflegerischen Be-
reich, 

- Beschäftigte insbesondere im Bereich der Polizei, Rettungsdienst, Katastrophen-
schutz und Feuerwehr, 

- Beschäftigte im Vollzugsbereich einschließlich Justizvollzug, Maßregelvollzug und 
vergleichbare Bereiche, 

- Beschäftigte zur Aufrechterhaltung der Staats- und Regierungsfunktionen. 
 
Ausgenommen ist auch die Betreuung in besonderen Härtefällen (etwa drohende Kündi-
gung, erheblicher Verdienstausfall). 
 
Es wird empfohlen, dass durch eine Schließung der Tagespflegeeinrichtungen freie Perso-
nal für die Versorgungssicherstellung sowohl im stationären als auch ambulanten Bereich 
einzusetzen, auch trägerübergreifend bei entsprechenden Personalengpässen. 
 
4. Diese Weisung gilt ab sofort bis einschließlich Sonnabend, den 18. April 2020. 

Eine Verlängerung ist möglich. 
 

5. Auf die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen die in Ziffer 1 enthaltene Anordnung 
gemäß § 75 Absatz 1 Nr. 1; Absatz 3 IfSG wird hingewiesen 
 

6. Die Anordnung ist gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. 
 

Begründung 
 
Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung beruhen auf einer fachaufsichtlichen Weisung 
gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1, Satz 3 NGöGD des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und 
Gleichstellung vom 16.03.2020 (Az. 401.41609-11-3). 
 
Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist § 28 Absatz 1 Infektionsschutzgesetz 
(IfSG). Nach Satz 1 hat die zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen zu 
treffen, wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider 
festgestellt werden oder es sich ergibt, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig 
oder Ausscheider war, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertrag-
barer Krankheiten erforderlich ist. Nach Satz 2 kann die zuständige Behörde Veranstaltun-
gen einer größeren Anzahl von Menschen beschränken oder verbieten und Badeanstalten 
oder in § 33 genannte Gemeinschaftseinrichtungen oder Teile davon schließen; sie kann 
auch Personen verpflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, nicht zu verlassen oder von 
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ihr bestimmte Orte nicht zu betreten, bis die notwendigen Schutzmaßnahmen durchgeführt 
worden sind. 
 
Zu den besonders schützenswerten Personengruppen zählen die Beschäftigten im Medizin- 
und Pflegebereich, die zur Aufrechterhaltung der medizinischen und pflegerischen Versor-
gung zwingend erforderlich sind. 
 
Darüber hinaus ist die Gruppe der älteren Menschen mit chronischen Erkrankungen sowie 
die Gruppe multimorbider Menschen einem besonders hohen Risiko ausgesetzt, wenn sie 
sich mit dem Coronavirus infizieren. Daher gilt es, auch diese Gruppe besonders zu schüt-
zen. 
 
Vor diesem Hintergrund ist das Besuchs- und Betreuungsverbot die einzig wirksame und 
verhältnismäßige Maßnahme, um eine Infektion durch soziale Nahkontakte zu verhindern 
und einen möglichen Viruseintrag durch nicht behandlungsbedürftig oder pflegebedürftige 
Dritte zu verhindern. 
 
Die Anordnung tritt mit der Bekanntgabe der Allgemeinverfügung in Kraft.  
 
Rechtsbehelfsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Ver-
waltungsgericht Braunschweig, Wilhelmstr. 55, 38100 Braunschweig schriftlich, in elektro-
nischer Form oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Ge-
richts erhoben werden. Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe des § 
55a der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) und der Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektro-
nische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) eingereicht 
werden. 
 
Landkreis Helmstedt, 18.03.2020 
 
gez. Radeck 
 
(Radeck) 
Landrat 
 
 
 
ABl.-Nr. 15 vom 19.03.2020 
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gez. Weber (L.S.)
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Haushaltssatzung  der Stadt Schöningen für das Haushaltsjahr 2020 

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der 
Rat der Stadt Schöningen in der Sitzung am 28.11.2019 folgende Haushaltssatzung 
beschlossen: 

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020  wird 

1. im Ergebnishaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1  der ordentlichen Erträge auf  21.504.300 € 
1.2  der ordentlichen Aufwendungen auf 23.476.600 € 

Saldo  (-1.972.300 €) 

1.3 der außerordentlichen Erträge  0 € 
1.4 der außerordentlichen Aufwendung auf 0 € 

2. im Finanzhaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1  der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 20.452.400 € 
2.2  der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit   21.801.000 € 

Saldo (-1.348.600€) 

2.3  der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 2.954.900 € 
2.4  der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 4.110.600 € 

Saldo (-1.155.700 €) 

2.5  der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 1.155.700 € 
2.6  der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 520.000 € 

Saldo (635.700 €) 

festgesetzt. 

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf 1.155.700 € festgesetzt. 

Bekanntmachung der78.
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§2a

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und
Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) für den Eigenbetrieb
Betriebshof wird auf 230.000   festgesetzt.

§3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 250. 000   festgesetzt.

§4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2020 Liquiditätskredite zur
rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen,
wird auf 17. 000.000   festgesetzt.

§4a

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2020 Liquiditätskredite zur
rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen für den Eigenbetrieb Betriebshof in
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 350. 000   festgesetzt.

§5

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2020
wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer

1. 1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 500 v. H.
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 512 v. H.

2. Gewerbesteuer 450 v. H.

§6

Die Wertgrenzen für Investitionen von erheblicher Bedeutung gem. § 12 Abs. 1 S.1
KomHKVO werden für Baumaßnahmen auf 250. 000   und für Beschaffungen auf
125.000   festgesetzt.

Schöningen, den29. 11. 2019 /^

Bäsecke

Bürgermeister

gez. Bäsecke
(L.S.)

ABl.-Nr. 15 vom 19.03.2020
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Stadt Schöningen
Der Bürgermeister
FB Finanzmanagement

BEKANNTMACHUNG

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2020

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
i

Die nach den §§ 119, Abs. 4, 120 Abs. 2 und 122 Abs. 2 NKomVG erforderliche
Genehmigung ist durch den Landkreis Helmstedt am 16.03.2020 unter dem Aktenzeichen
20-15-00/019 erteilt worden.

«l

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 liegt nach § 114 Absatz 2 Satz 3 NKomVG

vom 23. 03. bis 27. 03. 2020
und

vom30. 03. bis31. 03.2020

nach Tenninvereinbarung im KontaKtraum des Rathaus- Neubau, Zimmer 7 zur
Einsichtnahme öffentlich aus. Eine Terminvereinbarung ist telefonisch unter 05352/512-160,
per mail an stadt@schoeninaen. de sowie schriftlich möglich.

Schöningen, den 19. 03. 2020

(^u^\
(Schneider)
Bürgermeister

gez. Schneider

ABl.-Nr. 15 vom 19.03.2020
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Herausgeber: Landkreis Helmstedt, Südertor 6, 38350 Helmstedt 
 
Einzelbezugspreis: 2,00 € 
 
 
 
 
 
 
 
______________________________________________________________________________ 
Für den Gesamtinhalt verantwortlich: Landrat Radeck 
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